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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Die Veröffentlichung des Ergebnisses der Vorprüfung durch die Bundeskanzlei Mitte
März 2016 war für das Egerkinger Komitee der Startschuss zur Unterschriftensammlung
für die Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot», deren Text sich am Tessiner
Verhüllungsverbot orientierte. Die dazugehörige medienwirksame Inszenierung auf dem
Bundesplatz, bei der einige Komitee-Mitglieder als vermummte Chaoten und
Burkaträgerinnen – zum Teil mit Sprengstoffgürtel-Attrappe – verkleidet posierten,
hatte für das Komitee ein juristisches Nachspiel. Im Kanton Bern gilt seit 1999 ein
Vermummungsverbot bei unbewilligten Demonstrationen, weshalb die Stadt Bern das
Komitee wegen «Kundgebung ohne Bewilligung» mit 500 Franken büsste, wie die
Aargauer Zeitung berichtete. Da die eidgenössischen Räte sich später aber gegen die
Aufhebung der parlamentarischen Immunität Walter Wobmanns – Präsident des
Komitees und Nationalrat – entschieden, musste die Busse nicht bezahlt werden. 
Einige Monate nach Anlaufen der Unterschriftensammlung, im Sommer 2016,
vereinnahmte der Zürcher SP-Regierungsrat Mario Fehr die Schlagzeilen zur Burka-
Debatte, indem er sich als prominenter Vertreter des linken Lagers zu den bisher
hauptsächlich rechtsbürgerlichen Befürwortern eines Verhüllungsverbots gesellte.
Burkas gehörten nicht in die Schweiz, denn in einer liberalen Gesellschaft zeige man
das Gesicht, zitierte ihn die Presse. Erwartungsgemäss löste er mit dieser
«Provokation», wie die NZZ seinen öffentlichen Positionsbezug gegen die Parteilinie
nannte, weit über seine eigene Partei hinaus einen Sturm der Entrüstung aus. Linke wie
Liberale warfen ihm ein seltsames Verständnis von Liberalismus vor. Doch es zeigte sich
auch, dass die SP in dieser Frage keineswegs geeint war. Mit Pierre-Yves Maillard (sp,
VD) und Anita Fetz (sp, BS) sprachen sich in den Tagen darauf zwei weitere SP-
Aushängeschilder gegen die Burka in der Schweiz aus und auch bei der Parteibasis
erfreue sich Fehr – nicht nur, aber auch wegen seiner Haltung in der Burka-Frage –
grosser Beliebtheit, erklärte der Zürcher SP-Präsident Daniel Frei. Christian Levrat (sp,
FR), Präsident der SP Schweiz, betonte gegenüber «La Liberté» unterdessen, dass die
Burka aus der Schweiz verschwinden müsse, aber die Initiative der SVP der falsche Weg
sei. Einig waren sich die Beteiligten letztlich darin, dass die Debatte über das
Burkaverbot parteiintern noch geführt werden müsse.
Damit war die SP jedoch nicht allein; gespalten zeigten sich in der Burka-Frage auch die
FDP, die CVP und sogar die SVP, deren Nationalräte Claudio Zanetti (svp, ZH) und Alfred
Heer (svp, ZH) zu den prominentesten Gegnern des Burkaverbots gehörten.
Handkehrum sprachen sich nach dem «Bekenntnis» Fehrs auch immer mehr
bürgerliche Politikerinnen und Politiker öffentlich für ein Burkaverbot aus, auch wenn
dieses ihrer Meinung nach nicht in die Verfassung gehöre, sondern vielmehr auf
Gesetzesebene oder kantonal geregelt werden solle. Den «rasanten
Meinungsumschwung» im bürgerlichen Lager beäugte Initiant Walter Wobmann eher
skeptisch und brachte den Vorwurf des politischen Opportunismus aufs Tapet. 
Nichts zur Entkräftung dieses Vorwurfs beitragen konnten die Ende August publizierten
Resultate einer repräsentativen Umfrage von «Le Matin Dimanche» und der
Sonntagszeitung, wonach 71 Prozent der befragten Stimmberechtigten ein
Verhüllungsverbot in der Schweiz befürworteten. Fast alle (96%) der befragten SVP-
Wählerinnen und -Wähler sprachen sich dafür aus; bei den anderen bürgerlichen
Parteien BDP, CVP und FDP äusserten sich rund drei Viertel positiv zu einem Verbot.
Die Wählerschaften der GLP und der SP zeigten sich mit 54 bzw. 47 Prozent
Zustimmung gespalten, während die Basis der Grünen als einzige klare Ablehnung
signalisierte. Eine weitere Umfrage im Auftrag der «Schweiz am Sonntag», deren
Ergebnisse drei Wochen später veröffentlicht wurden, bestätigte diese Tendenz, wenn
auch in leicht abgeschwächter Form. Hier sprachen sich schweizweit rund 61 Prozent
der Befragten für ein Verhüllungsverbot aus, ältere deutlich stärker als jüngere.
Als Alternative zum Burkaverbot in der Verfassung, das allenfalls Signalwirkung habe,
aber keine Probleme löse, erneuerte CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG)
unterdessen die Idee eines Religionsartikels in der Verfassung. Es müsse eine
grundsätzliche und breitere Diskussion darüber stattfinden, «welche Werte in unserer
Gesellschaft für alle gelten sollen» und «wie unsere Rechtsordnung gegen
fundamentalistische Ideologien durchgesetzt werden» könne, so Pfister gegenüber dem
St. Galler Tagblatt. Der Aargauer SP-Nationalrat Cédric Wermuth griff die Idee Pfisters
auf und präsentierte in der «Schweiz am Sonntag» einen Entwurf für einen solchen
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Religionsartikel, den er als «Koalitionsangebot an die progressiven Kräfte – nicht nur,
aber auch im Islam» bezeichnete. Der Vorschlag sah Gleichbehandlung und
Nichtdiskriminierung für alle religiösen Gemeinschaften bei gleichzeitiger Verpflichtung
derselben auf die Werte der Bundesverfassung vor und gründete in der Hoffnung,
durch die staatliche Anerkennung des Islams dessen fundamentalistische Strömungen
zurückzudrängen. Da ein solcher Toleranzartikel jedoch einerseits die Abschaffung des
Minarettverbots bedeutete und andererseits viele neue Fragen nach tolerablen und
intolerablen Glaubensäusserungen aufwürfe, räumten ihm die Medien keine allzu
grossen Erfolgschancen ein. Auch von Seiten christlicher und muslimischer
Religionsgemeinschaften äusserten sich kritische Stimmen zu diesem Vorhaben.
Zur Halbzeit der Sammelfrist, Anfang 2017, gab Initiant Walter Wobmann in der Presse
bekannt, sein Komitee habe bereits 70'000 Unterschriften beisammen und schaue
somit zuversichtlich dem Ablauf der Frist Mitte September entgegen. Derweil zeichnete
sich auch immer deutlicher ab, dass ein indirekter Gegenvorschlag mit einem Verbot
auf Gesetzesstufe durchaus denkbar sein würde und dass ein solcher bei vielen v.a.
bürgerlichen Parlamentarierinnen und Parlamentariern wohl auf Unterstützung zählen
könnte. Darauf liess sich Wobmann im «Blick» zitieren: Falls der Inhalt des
Gegenvorschlags deckungsgleich zu jenem der Volksinitiative wäre, werde man den
Rückzug der Initiative in Betracht ziehen.
Anfang September 2017, also noch vor Ablauf der Sammelfrist, präsentierte der
Ausserrhoder FDP-Ständerat Andrea Caroni bereits ein Nein-Komitee zum
Verhüllungsverbot, für dessen Co-Präsidium er Vertreterinnen und Vertreter aus allen
Fraktionen gewinnen konnte. Zu seinen Mitstreitenden zählten gemäss «Sonntags-
Blick» SVP-Nationalrat Claudio Zanetti, die Zürcher Nationalrätinnen Tiana Angelina
Moser von der GLP, Barbara Schmid-Federer von der CVP und Rosmarie Quadranti von
der BDP sowie die Ständeräte Hans Stöckli (sp, BE) und Robert Cramer (gp, GE). Caroni
nannte die Initiative des Egerkinger Komitees «Symbolpolitik», die ein
«Scheinproblem» lösen wolle. Es gehe den Initianten nicht um Frauenrechte, sondern
um den «Kulturkampf gegen den Islam». Ausserdem verletze ein nationales Verbot den
Föderalismus; einen Entscheid sollte jeder Kanton für sich treffen, präsentierte er
seine Argumente im «Sonntags-Blick». Initiant Wobmann kommentierte die Gründung
des Gegenkomitees laut «Blick» mit der Bemerkung, Caroni verfüge über «spezielle
Hirnwindungen». Unverständlich sei für ihn auch, was in seinen Parteikollegen Zanetti
gefahren sei, dass er sich so vehement gegen die Initiative engagiere. 1

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Es sei «fast so anspruchsvoll wie bei einer Hochzeit», die Sitzordnung im neuen
Nationalrat zu finden, titelte die NZZ. In der Tat sorge die Frage: «Wer sitzt wo?» alle
vier Jahre für «Gesprächsstoff» (Blick) und sei «ein Prozess mit Nebengeräuschen»
(Aargauer Zeitung). «Ein falscher Sitznachbar ist die Hölle», befand gar der Tages-
Anzeiger. 
Bei der Sitzverteilung gehe es zuerst um die Anordnung der einzelnen Fraktionen im
Nationalratssaal.  Die hinteren Sitze seien begehrter, weshalb sie in der Regel nicht nur
von den Fraktionsspitzen, sondern auch von den grösseren Parteien besetzt werden,
während mit den kleineren Fraktionen gegen vorne aufgefüllt werde, so die Medien. Da
die Grünen bei den Wahlen 2019 stark zugelegt hatten, hätten sie eigentlich – wie
bisher die vier grossen Parteien, wobei die SVP die rechte Ratshälfte von hinten nach
vorne aufgefüllt hatte – auch nach hinten zügeln können. Weil es allerdings nicht
möglich war, die Fraktionen zusammenzuhalten, das Links-Rechts-Schema abzubilden
und auf einzelne Befindlichkeiten Rücksicht zu nehmen – so sollte der auf den Rollstuhl
angewiesene Christian Lohr (cvp, TG) einen Platz bei seiner Mitte-Fraktion und
gleichzeitig nahe beim Eingang erhalten – verzichteten die Grünen auf dieses Privileg,
nachdem elf von den Parlamentsdiensten unterbreitete Vorschläge für eine neue
Zuordnung der Fraktionen in die einzelnen Sektoren jeweils abgelehnt worden waren.
Als Gegengeschäft auf ihren Verzicht erhielten die Grünen ein Jahr früher als
vorgesehen das Nationalratspräsidium, das voraussichtlich also 2022 von Irène Kälin
(gp, AG) besetzt werden wird. Darüber hinaus erhielten die Grünen die beiden Präsidien
der wichtigen Kommissionen UREK und KVF. Der Zuwachs der Grünen verdrängte die
GLP-Fraktion allerdings in die rechte Hälfte des Ratssaales. Die GLP-Fraktion sitzt in
der 51. Legislatur damit also neu vor der FDP und links der SVP.
Von den Medien kommentiert wurde zudem die Sitzverteilung innerhalb der Fraktionen,
die von diesen innerhalb ihrer zugeteilten Sektoren selber vorgenommen wird und vom
SP-Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) laut Aargauer Zeitung als Geschäft mit «viel

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2019
MARC BÜHLMANN
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Sprengstoff» bezeichnet wurde. Als beliebt gelten auch fraktionsintern die hinteren
Plätze sowie jene am Rand der einzelnen Sektoren. Wer ganz hinten einen Platz erhalte,
sei in der Hierarchie weit oben, so die NZZ. «Hinterbänkler», die in anderen Ländern
unwichtige oder keine Funktionen in einem Parlament besetzen und deshalb die
hinteren Sitze erhalten, seien also in der Schweiz besonders bedeutend – so die Neue
Zürcher Zeitung. Die FDP platziere ihre neuen Gesichter bewusst alle in der vordersten
Reihe, wusste der Blick zu berichten. Und auch die beiden CVP-Neulinge Simon Stadler
(cvp, UR) und Priska Wismer-Felder (cvp, LU) sässen zwar in der drittletzten Sitzreihe im
Saal, diese entspreche aber zugleich der vordersten CVP-Reihe. Ihre Sitze befänden
sich zwischen den je drei BDP- und EVP-Vertreterinnen und -Vertretern, die ebenfalls
der neuen Mitte-Fraktion angehören. Plätze am Rand seien praktisch, vor allem, wenn
sie eine «Spurtdistanz» von der Cafeteria zu den Abstimmungen zuliessen, zitierte die
NZZ den ehemaligen Nationalrat Mario Fehr (sp, ZH). Es gebe aber auch sehr unbeliebte
Sitze, so der Tages-Anzeiger. Auf der Plenums-Seite des Ratssaales hat es total 188
Nationalratssitze (und die 46 für die Ständerätinnen und -räte reservierten Sitze an der
Rückwand) und vis-à-vis vom Plenum sitzt das 11-köpfige Präsidium (Präsident, 1. und 2.
Vizepräsident, je vier Stimmenzählende und Ersatzstimmenzählende). Rechts neben
den drei Präsidialsitzen bleibt also ein Platz, der vom Tages-Anzeiger als «Strafbank»
bezeichnet wurde. Auf diesen setzte die SVP-Fraktion Lorenzo Quadri (lega, TI). Auch
die Fraktion der Grünen setzte die beiden parteifremden Mitglieder Denis de la
Reussille (pda, NE) und Stéfanie Prezioso Batou (eag, GE) auf eher unbeliebte Plätze in
der ersten Reihe. Dass Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) neu auf dem gleichen
hinteren Platz sitze, wie einst ihr Vater, war dem Tages-Anzeiger genauso einen
Vermerk wert wie die Beobachtung, dass die «Querdenker» Lukas Reimann (svp, SG)
und David Zuberbühler (svp, AR) von der SVP-Fraktion in die erste Reihe platziert
wurden. Dies sei der elektronischen Anzeigetafel geschuldet. Es sehe geschlossener
aus, wenn die Abweichler am Rand sässen, mutmasste die Zeitung. Wer diesmal mit
dem Sitznachbarn oder der Sitznachbarin Glück oder Pech habe, lasse sich aber wohl
erst mit der Zeit sagen, schloss der Tages-Anzeiger. 2

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Mit dem Familienartikel kollidierte zum neunten Mal bei einer eidgenössischen
Abstimmung das Volksmehr mit dem Ständemehr, d.h. obwohl die Mehrheit der
Stimmenden die Verfassungsänderung gutgeheissen hätte, kam sie aufgrund einer
Mehrheit von ablehnenden Kantonen nicht zustande. Zu den Verlierern zählten dabei
zum wiederholten Male die französischsprachigen und bevölkerungsstarken Kantone
(ZH, BE, BL, GE, VD). Die anschliessend einsetzenden Diskussionen über mögliche
Reformen des Ständemehrs brachten keine neuen Ideen. Vorschläge für neue
Mehrheitsregeln, die proportionale Verteilungen der Standesstimmen, vorgebracht von
Nationalrat Roger Nordmann (sp, VD) und der vom Berner Stadtpräsidenten, Alexander
Tschäppät (sp), und dem ehemaligen Stadtpräsidenten von Zürich, Elmar Ledergerber
(sp), ins Spiel gebrachte Vorschlag spezieller Gewichtungen und Einbezug von urbanen
Zentren, wurden schon seit einigen Jahren breit diskutiert. Bereits im Februar hatten
die Vorsteher der Städte Zürich und Basel – Corine Mauch (sp) und Guy Morin (gp) –
einen Ständeratssitz für die Städte gefordert. Die Diskussionen verstummten zwar
relativ rasch wieder, im Parlament wurde aber eine Ende Berichtsjahr noch hängige
parlamentarische Initiative Nordmann (sp, VD) eingereicht, die eine bessere
Ausbalancierung des Ständemehrs fordert. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.2013
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Regierungsratswahlen 2015 im Kanton Zürich mussten die FDP und die SP je
einen frei werdenden Sitz verteidigen. Bei der SP traten Regine Aeppli nach 12 Jahren
und bei der FDP Ursula Gut, die seit 2006 in der Zürcher Regierung gesessen hatte,
nicht mehr an. Fünf Bisherige stellten sich hingegen zur Wiederwahl. Die Sitze von Ernst
Stocker und Markus Kägi (beide SVP), Mario Fehr (SP) und Thomas Heiniger (FDP) galten
im Vorfeld der Wahlen als sehr stabil. Kaum jemand rechnete mit ihrer Abwahl. Weniger
sicher fühlen konnte sich gemäss den Medieneinschätzungen im Vorfeld der Wahlen
der Grüne Martin Graf, weil er aufgrund der von den Medien so benannten «Affäre
Carlos» einige Male in die Schlagzeilen geraten war, aber auch weil er bei den letzten
Regierungswahlen 2011 den damals amtierenden CVP-Regierungsrat Hans Hollenstein
und mit ihm die Christlichdemokratische Partei nur ganz knapp aus dem Zürcher
Regierungsrat verdrängt hatte. Die CVP wollte diesen Sitz wieder zurückerobern und
schickte Silvia Steiner ins Rennen, die seit 2007 im Kantonsrat sass. Als amtierende
Staatsanwältin bot sich Steiner für das Justizdirektorium an, das bisher von Graf
gehalten wurde. Die FDP wollte ihren frei werdenden Sitz mit der Präsidentin der FDP-
Frauen Schweiz und langjährigen Kantonsrätin Carmen Walker Späh verteidigen. Die SP
schickte mit Jacqueline Fehr ein nationales Schwergewicht ins Rennen. Jacqueline Fehr
– nicht verwandt mit dem amtierenden Mario Fehr – hatte die Zürcher Bevölkerung seit
1998 im Nationalrat vertreten. Vier weitere Kandidierende rundeten das Feld ab, wobei
weder Nik Gugger (evp), Marcel Lenggenhager (bdp), Markus Bischoff (al) oder Daniel
Schafroth (parteilos) Chancen eingeräumt wurden. 
CVP, SVP und FDP wollten mit einem gemeinsamen Ticket und dem Slogan «Top 5» den
Sitz von Martin Graf angreifen. Die Kooperation auf der linken Seite war zu Beginn etwas
harziger. Zwar gab die SP bekannt, aus Rücksicht auf Graf nur mit zwei Kandidierenden
anzutreten, sie stellte aber Forderungen für eine Listenverbindung für die
eidgenössischen Wahlen. Unklar war zudem, ob die Kandidatur der Alternativen Liste,
die in der Stadt Zürich im Jahr zuvor einige Erfolge verbuchen konnte, den Sitz von Graf
eher gefährden würde oder aber allgemein mobilisierend auf das linke Lager wirke. Für
Gesprächsstoff sorgte die Empfehlung der jungen Grünen, die Martin Graf, Jacqueline
Fehr und Markus Bischoff unterstützten, nicht aber den amtierenden Mario Fehr.
Freilich verlief auch der bürgerliche Schulterschluss nicht harmonisch. Zwar hatte man
sich unter dem Namen «Top 5» auf ein gemeinsames Neun-Punkte-Programm geeinigt,
für Irritationen sorgten aber gegenseitige Sticheleien zwischen Exponenten von FDP
und SVP. 
Beim Wahlkampf setzten die Parteien nach wie vor eher auf die klassischen
Instrumente, wie Plakatkampagnen, Inserate, Podien und Standaktionen. Social Media
wurde nur relativ spärlich eingesetzt. Ausnahme war diesbezüglich Jacqueline Fehr, die
allerdings mit einem Tweet für einen der wenigen Aufreger im Wahlkampf sorgte. Sie
reagierte auf das Attentat in Paris auf die Redaktion von «Charlie Hebdo» mit dem Satz
«Humor ist, wenn man trotzdem stirbt». Für Wirbel sorgten zudem die Proteste der
CVP gegen die in ihrer Ansicht zu häufigen Auftritte von Jacqueline Fehr im Schweizer
Fernsehen und vor allem die Strafanzeige, die Silvia Steiner gegen ein überparteiliches
Komitee einreichte. In einem anonymen Flugblatt war die CVP-Kandidatin
ungewöhnlich heftig attackiert worden. Sie sei mit ihrer negativen Haltung gegen
Sterbehilfe eine Gefahr für die Demokratie und die Selbstbestimmung am Lebensende.
Es stellte sich heraus, dass hinter der Aktion der Dignitas-Gründer Ludwig A. Minelli
stand, der Steiner etwas später in einem Zeitungsinserat vorwarf, aus
Wahlkampfgründen Strafanzeige erhoben zu haben. In der Tat schien Steiner in
weiteren Vorwahlumfragen von der Medienaufmerksamkeit zu profitieren. Der Tages-
Anzeiger (8.5.15) wusste zudem zu berichten, dass die SVP in den letzten Tagen vor den
Wahlen die CVP-Kandidatin mit rund CHF 50'000 unterstützte. Ansonsten pflegten die
Kandidierenden – so die NZZ (5.3.15) in einem Résumé einer Wahlkampfveranstaltung –
«die Inszenierung der eigenen Unaufgeregtheit». 
In Umfragen zeichnete sich rund einen Monat vor dem Wahlgang ein Kopf-an-Kopf-
Rennen zwischen der CVP und der GP, also zwischen Silvia Steiner und Martin Graf ab.
Die Verteidigung der Sitze der FDP und der SP schien hingegen durch die beiden
Frauenkandidaturen sicher und die restlichen Bisherigen könnten wohl ruhig schlafen,
wie die Printmedien kurz vor dem Wahlgang prophezeiten. 

Der Wahlsonntag brachte schliesslich einen Erfolg für den bürgerlichen Schulterschluss.
Der CVP gelang dabei die Revanche für 2011 – aufgrund der Vorwahlbefragungen
überraschend deutlich. Silvia Steiner konnte mit 118'477 Stimmen sogar noch Carmen
Walker Späh (116'058 Stimmen) und Jacqueline Fehr (115'618 Stimmen) hinter sich
lassen, womit Martin Graf (109'625 Stimmen) nach nur vier Jahren wieder aus der

WAHLEN
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Regierung abgewählt wurde. Neben seinen unglücklichen Auftritten im «Fall Carlos»
wurde das Schwächeln der grünen Parteien – auch im Zürcher Parlament verloren die
Grünen und die GLP an Einfluss –, ein bürgerlicher gewordener Zeitgeist, wie Silvia
Steiner ihren Erfolg deutete, und der funktionierende bürgerliche Schulterschluss –
hier wurden Analogien zu den Regierungswahlen im Kanton Basel-Landschaft gezogen –
für die Nichtbestätigung von Graf verantwortlich gemacht. Eine Abwahl amtierender
Regierungsräte war in der Geschichte des Kantons Zürich bisher nur äusserst selten
vorgekommen. So erhielten die restlichen Bisherigen denn auch starken Support. Am
besten schnitt Thomas Heiniger ab, der 150'557 Stimmen erhielt. Auf dem zweiten Platz
folgte Mario Fehr (146'307 Stimmen), der auch im bürgerlichen Lager punkten konnte.
Auch die beiden SVP-Vertreter, Ernst Stocker (145'205 Stimmen) und Markus Kägi
(136'563 Stimmen), mussten nicht zittern. Keine Chancen hatten erwartungsgemäss
Markus Bischoff (67'103 Stimmen), Nik Gugger (42'623 Stimmen) und Marcel
Lenggenhager (42'443 Stimmen), die alle drei das absolute Mehr (90'888 Stimmen) nicht
überspringen konnten. 
Der Regierungsrat wurde damit nicht nur bürgerlicher, sondern dank der Wahl der drei
Neuen erhöhte sich auch der Frauenanteil. Die komfortable bürgerliche Mehrheit
wurde als Indiz dafür interpretiert, dass die bürgerlichen Parteien wohl auch bei den
eidgenössischen Wahlen im Herbst punkten würden. Gewarnt wurde jedoch davor, dass
die bürgerliche Mehrheit in einem schwierigen Umfeld fragil bleibe und der Kanton nun
Perspektiven brauche. Die Wahlbeteiligung von 31.3 Prozent erreichte einen
Negativrekord. Die Zürcherinnen und Zürcher würden sich eher für kommunale und für
nationale, denn für kantonale Politik interessieren, folgerte der Tages-Anzeiger mit Blick
auf die Beteiligung bei den städtischen Wahlen und nationalen Abstimmungen. Die
schwache Mobilisierung war gemäss Tagesanzeiger ebenfalls mitverantwortlich für das
«Grüne Debakel» (TA, 13.4.15). 4

Kommunale Wahlen

Der Wahlkampf 1998 in der Stadt Zürich warf im Gegensatz zu 1994 keine grossen
Wellen. Zu ersetzen waren die freigewordenen Plätze von Ursula Koch (sp) sowie
Wolfgang Nigg (cvp). Eine Ausnahme bildeten die verbalen Schlagabtausche am Radio
und Fernsehen um das Stadtpräsidium zwischen Stadtpräsident Josef Estermann (sp)
und seiner Herausforderin, Ständerätin Monika Weber (ldu), die mit der Unterstützung
eines bürgerlichen Komitees für die politische “Wende” in Zürich eintrat. Ansonsten
wurden die fehlenden politischen Debatten über drängende Probleme, die kaum
vorhandenen Visionen der Parteien und das mangelnde Interesse der Bevölkerung
allgemein beklagt. Eine Ablösung der linksgrünen Mehrheit im Stadtrat war kaum
erwartet worden, insbesondere deshalb, weil eine bürgerliche Koalition nicht einmal im
eigenen Lager Begeisterung auszulösen vermochte. Die in der Exekutive nicht
vertretene SVP betrieb weiterhin populistische Oppositionspolitik und liess zum Auftakt
des Wahlkampfes eine Broschüre mit dem Titel “Die Katastrophe” in alle Haushalte
verteilen, die Zürich in düsteren Farben darstellte. 

Die rot/grün/christlichsoziale Koalition konnte ihre Mehrheit im Stadtrat dank ihrer
Geschlossenheit auf sechs Sitze ausbauen, während die bürgerliche Wahlallianz einen
Sitz verlor. Damit rächte sich ihr Gezänk um die Kandidaten der SVP sowie ihre
anfängliche Unfähigkeit, einen gemeinsamen Kandidaten für das Stadtpräsidium
aufzustellen, bis Monika Weber schliesslich in die Lücke sprang. Josef Estermann als
alter und neuer Stadtpräsident setzte sich deutlich gegen Weber durch und lag in allen
zwölf Stadtkreisen vor seiner Herausforderin. Er wurde mit dem besten Resultat in den
Stadtrat gewählt, vor den bisherigen Thomas Wagner (fdp), Monika Stocker (gp) und
Kathrin Martelli-Kenner (fdp). Monika Weber (ldu) landete als beste Neue auf Platz fünf,
vor den Bisherigen Willy Küng (csp) und Robert Neukomm (sp). Die beiden
Sozialdemokraten Elmar Ledergerber und Esther Maurer schafften den Sprung in die
Regierung auf den Plätzen acht und neun. Damit belegt die SP erstmals seit 1978 wieder
vier Exekutivsitze. Prominentestes Opfer der Zürcher Stadtratswahlen war FDP-
Schulvorstand Hans Wehrli (fdp), der seit jeher über das kleinste Wählerpotential
verfügt hatte. Ebenfalls nicht gewählt auf der bürgerlichen Sechserliste wurden Adrian
Hug (cvp), Vilmar Krähenbühl und Emil Grabherr (beide svp). Damit schied die CVP nach
dem Rücktritt von Gesundheitsvorstand Wolfgang Nigg aus dem Stadtrat aus. Keine
Rolle spielte Susi Gut von den Schweizer Demokraten. Die Frauen stellen erstmals vier
von neun Mitglieder der stadtzürcher Exekutive (44,4%).

Dass die neuen Machtverhältnisse im Stadtrat stärker auf die Schwäche der
bürgerlichen Kandidaten und ihrer Kampagne als auf die Stärke der Linken
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zurückzuführen war, zeigte sich bei den Gemeinderatswahlen. Weder das linke noch
das rechte Lager erreichte die Mehrheit; die politische Mitte verschwand fast ganz von
der Bildfläche. Die Linke eroberte 59 Sitze, die bürgerliche Rechte 61, die politische
Mitte (LdU und EVP) zusammen fünf Sitze. Die SVP gewann sieben Sitze hinzu und
schloss mit 26 Sitzen zur FDP auf. FDP (26) und CVP (8) mussten je zwei Sitzverluste
hinnehmen. Die Schweizer Demokraten verloren gar drei von vier Mandaten. Auf der
anderen Seite legte die SP um sechs Sitze zu und stellt weiterhin mit insgesamt 49
Mandaten die grösste Fraktion. Die Grünen gewannen zwei Sitze hinzu (7), während die
FraP vier von fünf Sitzen verlor. Die Alternativen konnten ihre beiden Sitze behalten. In
der politische Mitte gehörten der LdU mit drei Sitzverlusten (4) und die EVP mit einem
(1) zu den Verlierern. Die Anzahl Frauen verringerte sich im 125-köpfigen Gemeinderat
von 47 auf 46, was neu einem Frauenanteil von 36,8% (-0,8%) entspricht. Die
Wahlbeteiligung lag bei 48,6%. 5

Im März wählten Zürcherinnen und Zürcher die 9-köpfige Regierung und das Parlament
neu. Stadtpräsident Josef Estermann (sp) und die beiden Amtsältesten Willy Küng (csp,
Stadtrat seit 1982) und Thomas Wagner (fdp, Stadtrat seit 1978) traten nicht mehr für
eine weitere Amtsperiode an. Im ersten Wahlgang vom 3. März wurden alle sechs
Bisherigen wieder gewählt: Elmar Ledergerber (sp) erzielte das beste Ergebnis, gefolgt
von Monika Weber (parteilos), Esther Maurer (sp), Robert Neukomm (sp), Monika Stocker
(gp) und Kathrin Martelli (fdp). Neu gewählt wurden Martin Waser (sp) und Martin
Vollenwyder (fdp). Für den neunten Platz wurde ein zweiter Wahlgang nötig, was seit
den dreissiger Jahren nicht mehr vorgekommen war; dieser fand am 5. Mai statt. Neben
dem Freisinnigen Andres Türler, der im ersten Wahlgang den neunten Platz erreicht
hatte, bewarben sich Rolf André Siegenthaler (svp), Thomas Kappeler (cvp) und
Katharina Prelicz (gp). Prelicz, die zum ersten Wahlgang nicht angetreten war, verstand
sich als linke und grüne Alternative zur bürgerlichen Männerauswahl und hoffte auf
Stimmen aus der SP. Deren Delegiertenversammlung verweigerte ihr jedoch die
Unterstützung und verzichtete auf eine Wahlempfehlung. SP-Exponenten wie der
abtretende Stadtpräsident Josef Estermann, Parteipräsident Koni Loepfe oder der
ehemalige Fraktionschef Werner Sieg empfahlen zudem ausdrücklich den Freisinnigen
Andres Türler zur Wahl – zwecks Fortsetzung der so genannten, in einzelnen Sachfragen
wirksamen "Koalition der Vernunft". Türler machte denn auch das Rennen, vor
Siegenthaler (svp), Prelicz (gp) und Kappeler (cvp). Damit konnte die FDP einen Sitz (der
bisher vom CSP-Vertreter Küng gehalten wurde) gewinnen, und die SVP ist seit nunmehr
zwölf Jahren nicht mehr im nach wie vor mehrheitlich rot-grünen Stadtrat (4 SP, 3 FDP,
1 GP, 1 Parteilos) vertreten. 

Den Wahlkampf für das Amt des Stadtpräsidenten eröffnete die SP-Leitung bereits im
Februar, indem sie den krankheitsbedingten Verzicht Josef Estermanns auf eine vierte
Amtsperiode als Stadtpräsident und gleichzeitig die Kandidatur Elmar Ledergerbers für
seine Nachfolge bekannt gab. Neben Ledergerber bewarben sich Rolf André
Siegenthaler (svp), Monika Stocker (gp) und Martin Vollenwyder (fdp). Ledergerber
erhielt mit Abstand am meisten Stimmen, blieb aber wegen der Aufteilung der rot-
grünen Wählerschaft rund 6000 Stimmen unter dem absoluten Mehr. Die Grüne Monika
Stocker erzielte weniger als die Hälfte der Stimmen von Ledergerber, schnitt aber leicht
besser ab als der SVP-Kandidat Siegenthaler, der vor dem Freisinnigen Vollenwyder lag.
Für den zweiten Wahlgang zogen Stocker (gp) und Vollenwyder (fdp) ihre Kandidaturen
zurück. Elmar Ledergerber gewann die Wahl; er erzielte dreimal mehr Stimmen als Rolf
André Siegenthaler (svp). 6

WAHLEN
DATUM: 03.03.2002
MAGDALENA BERNATH

Noch stärker als 2002 ging es der Zürcher Exekutive (Stadtrat) unter Stadtpräsident
Elmar Ledergerber (sp) in den Wahlen vom Februar um eine Bestätigung des Status quo
und der von der Linken „Koalition der Vernunft“ genannten
Regierungszusammensetzung aus linken Parteien und der FDP. Von den 9 Bisherigen (4
SP, 3 FDP, 1 GP, 1 Parteilos) traten alle ausser der parteilosen Monika Weber zur
Wiederwahl an. Trotz nur eines frei werdenden Sitzes gab es 15 weitere Kandidaturen,
die zum Teil aus rein wahltaktischen Gründen hinsichtlich der parallel stattfindenden
Parlamentswahlen von den Parteien ins Rennen geschickt wurden. So stellte die
Alternative Liste, mit nur 3 Sitzen im Gemeinderat vertreten, gleich 4 Bewerber für die
Exekutive auf. Die 8 Bisherigen und ihre Parteien waren sich einig in ihrer
Unterstützung der Kandidatur von Gerold Lauber (cvp) als Ersatz für Monika Weber und
führten auch ansonsten einen Wahlkampf, der die Einigkeit unter den Bisherigen
demonstrieren sollte. Die einzige Spannung erzeugte der SVP-Kandidat Roger Liebi, der
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sich anschickte, die bestehende Konkordanz zu stören. Liebi war auch Elmar
Ledergerbers einziger ernsthafter Konkurrent um das Amt des Stadtpräsidenten. Die
SVP konnte sich mit ihrem Anwärter jedoch erneut nicht durchsetzen und bleibt auch
nach 16 Jahren Opposition vom mehrheitlich rot-grünen Stadtrat ausgeschlossen.
Liebi belegte den zehnten Platz mit grossem Abstand auf den Bisherigen Andres Türler
(fdp), der gut doppelt so viele Stimmen vorzuweisen hatte (36'535). Gerold Lauber zog
mit 36'760 Stimmen an achter Stelle in den Stadtrat ein, wo die CVP somit wieder
vertreten ist. Alle Bisherigen wurden in ihrem Amt bestätigt: Neben Andres Türler waren
das Robert Neukomm (sp) mit den meisten Stimmen (43'361) vor Monika Stocker (gp),
Elmar Ledergerber (sp), Martin Waser (sp), Esther Maurer (sp), Kathrin Martelli (fdp) und
Martin Vollenwyder (fdp). 

In den Wahlen um das Stadtpräsidium erzielte Elmar Ledergerber (sp) mit 37'502
Stimmen das dreifache seines Herausforderers Liebi (12'292). 7

Kommunale Ersatzwahlen

Nach dem Rücktritt von Stadtpräsident Elmar Ledergerber (sp) waren das Amt des
Stadtpräsidenten und ein Sitz in der Zürcher Exekutive neu zu besetzen. Die SP
nominierte Corine Mauch als Stadtpräsidentin und als neues Mitglied des Stadtrats. Die
FDP stellte für das Amt der Stadtpräsidentin Kathrin Martelli auf, Chefin des
Hochbaudepartements und seit 14 Jahren Stadträtin. Die SVP trat mit Roger Liebi für
einen Sitz im Stadtrat an, in dem sie seit 1990 nicht mehr vertreten ist. SVP und FDP
unterstützten sich offiziell gegenseitig, führten aber keine gemeinsame Kampagne.
Hinter Martelli (fdp) standen zudem CVP, EVP und Grünliberale, hinter Mauch die
Grünen. Für den frei gewordenen Sitz in der Exekutive kandidierte auch Ernst Danner
(evp). Im ersten Wahlgang wurde Mauch (sp) mit grossem Vorsprung in den Stadtrat
gewählt. Liebi (svp) lag fast 30'000 Stimmen hinter ihr zurück. Danner (evp) erhielt nur
4842 Stimmen. Weder Mauch (sp) noch Martelli (fdp) erreichten das absolute Mehr bei
der Wahl der Stadtpräsidentin. Martelli lag mit 39'408 Stimmen leicht vor Mauch, die
38'120 Stimmen holte. Gut 4000 Stimmen gingen an Vereinzelte. Die Stadtzürcher SVP
war enttäuscht über das schlechte Ergebnis von Liebi, das sie auf mangelnde
Unterstützung der FDP zurückführte, und entzog Martelli für den zweiten Wahlgang die
Unterstützung. In diesem wurde Mauch (sp) mit deutlichem Vorsprung zur
Stadtpräsidentin gewählt. Mauch holte 41'745 Stimmen, Martelli nur noch 30'851.
Mauch konnte sich in allen Wahlkreisen durchsetzen. Sie ist die erste Frau im Zürcher
Stadtpräsidium. Martelli (fdp) gab nach ihrer Niederlage ihren Rücktritt als Stadträtin
auf die Gesamterneuerungswahlen 2010 hin bekannt. 8

WAHLEN
DATUM: 29.03.2009
SABINE HOHL

Eidgenössische Wahlen

Anlässlich der Ständeratswahlen im Kanton Zürich gaben zwei politische
Schwergewichte ihren Rücktritt bekannt. Es waren dies FDP-Ständerat Felix Gutzwiller
und GLP-Ständerätin Verena Diener. Sie waren seit 2007 im «Stöckli» und legten somit
beide nach zwei Legislaturen ihr Amt nieder. Die FDP war seit 1983 ununterbrochen im
Ständerat vertreten und stand mit Unternehmer und Nationalrat Ruedi Noser in den
Startlöchern für die Nachfolge von Gutzwiller. Neben Noser galt dieses Mal mit
Nationalrat und Rechtsprofessor Daniel Jositsch ein Sozialdemokrat als Kronfavorit. Für
die SP bot sich der Doppelrücktritt als ausgezeichnete Chance im Kanton Zürich endlich
wieder einen Ständevertreter zu stellen. Das letzte Mal war dies mit Emilie Lieberherr
zwischen 1978 und 1983 gelungen. Die SVP, welche ihren Sitz 2007 an Verena Diener
verloren hatte, versuchte Hans-Ueli Vogt die Rückeroberung; Vogt lehrt wie Jositsch an
der Universität Zürich. Die Grünliberalen wollten einen möglichen Sitzverlust nicht
einfach so über sich ergehen lassen und kandidierten mit Aushängeschild und
Parteipräsident Martin Bäumle. Des Weiteren stellten sich Bastien Girod von den
Grünen, Barbara Schmid-Federer von der CVP und Maja Ingold von der EVP zur Wahl.
Als krasse Aussenseiter galten ausserdem David Herzog von der Piratenpartei und Joel
von Allmen von Ecopop.
Die Zürcher Ständeratswahlen gehörten im interkantonalen Vergleich zu den offensten
und spannendsten Wahlen. Die Vielzahl an Kandidierenden machte einen zweiten
Wahlgang absehbar. FDP und SVP machten analog zu den Nationalratswahlen vor allem
mit ihrer Uneinigkeit Schlagzeilen. SVP-Kantonalpräsident Alfred Heer bezeichnete
Noser als «Euro-Turbo» und schloss eine Unterstützung des FDP-Kandidaten aus.
Hans-Ueli Vogt galt seinerseits zwar eher als konzilianter und konsensorientierter SVP-
Vertreter, bei der FDP stand aber ein Zusammenspannen ebenfalls ausser Frage. Dies
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umso mehr, als dass Vogt als Vater der «Selbstbestimmungsinitiative» den europa- und
aussenpolitischen Graben zwischen den beiden Parteien nachgerade verkörperte. Der
SVP-Kandidat gab sich alle Mühe, im Wahlkampf nicht mit «seiner» Initiative in
Verbindung gebracht zu werden und fokussierte explizit auf Wirtschaftsthemen. Eine
Auswertung von Smartvote verdeutlichte die Differenzen zwischen Noser und Vogt, was
die «ungeteilte Standesstimme» der Bürgerlichen ebenfalls als Relikt aus anderen
Zeiten erscheinen liess. Die dritte bürgerliche Kandidatin, Barbara Schmid-Federer, galt
als Vertreterin des gesellschaftsliberalen Flügels. Im Gegensatz zu den FDP- und SVP-
Kandidaten erhielt Schmid-Federer allerdings keine Unterstützung des
Gewerbeverbands, weil dieser sie als «zu links» betrachtete. Im vom Gewerbeverband
angeregten KMU-Rating der Bundesparlamentarier landete die CVP-Vertreterin denn
auch nur auf dem 130. Rang – und damit parteiintern einzig vor ihrer Zürcher
Nationalratskollegin Kathy Riklin. Für SP-Spitzenkandidat Daniel Jositsch versprachen
diese Differenzen im bürgerlichen Lager eine gute Ausgangslage. Jositsch war laut
Medien das nationale Aushängeschild des «rechten» Flügels der SP. Es wurde
entsprechend erwartet, dass der amtierende Volksvertreter weit über die Parteigrenzen
hinweg Stimmen ergattern würde. Eine im Vorfeld publizierte Wahlumfrage bestätigte
dies und deutete sogar darauf hin, dass Jositsch die Wahl bereits im ersten Durchgang
gelingen könnte. Die Grünen konnten mit Bastien Girod auf einen ebenfalls profilierten
Nationalrat setzen. Girod hatte sich innerhalb seiner Partei gegen die vier Jahre zuvor
abgewählte Nationalrätin Katharina Prelicz Huber durchgesetzt. Girod wurde zugetraut,
mehr Stimmen aus anderen Parteien zu holen, als seine stramm links politisierende
Parteikollegin. Tatsächlich wurde mancherorts schon über ein allfälliges Szenario à là
Waadt 2007 spekuliert, wo nach einem Doppelrücktritt ein rotgrünes Duo den Einzug in
die kleine Kammer geschafft hatte. Die Sitzverteidigung der GLP schien angesichts der
prominenten und breit gefächerten Konkurrenz als eher unwahrscheinlich, auch wenn
Martin Bäumle als Zugpferd als ernstzunehmender Kandidat betrachtet wurde. EVP-
Kandidatin Maja Ingold hingegen hatte schon bei den letzten Ständeratswahlen lediglich
knapp 5 Prozent der Stimmen erhalten und auch heuer wurde ihr kaum ein besseres
Resultat zugetraut. 
In Sachen Werbung war im Zürcher Wahlkampf SVP-Kandidat Hans-Ueli Vogt
omnipräsent. Die Vielzahl an Plakaten und Inseraten, welche mit seinem Konterfei
geschmückt waren, liessen den Tages-Anzeiger zur Schlagzeile «Und täglich grüsst
Hans-Ueli Vogt» hinreissen. 

Von der Spitze grüsste am Wahltag aber SP-Kandidat Daniel Jositsch. Er schafft die
Wahl tatsächlich bereits im ersten Wahlgang indem er mit 182'776 Stimmen das
absolute Mehr von 177'770 übersprang. Ruedi Noser folgte mit recht deutlichem
Abstand und 148'558 Stimmen auf Rang zwei. Dahinter reihten sich Hans-Ueli Vogt mit
123'144 Stimmen und Bastien Girod mit 80'737 Stimmen ein. Enttäuschend war die Wahl
für Martin Bäumle, welcher mit 57'125 Stimmen eher unter den Erwartungen blieb.
Weiter hinten im Kandidatenfeld folgten Barbara Schmid-Federer (34'639 Stimmen),
Maja Ingold (21'603 Stimmen), David Herzog (3'069 Stimmen), Joel von Allmen (1'350
Stimmen) und Vereinzelte mit insgesamt 58'050 Stimmen. Mit der vorzeitigen Wahl
Jositschs war für die bürgerlichen Parteien FDP und SVP das ungünstigste Szenario
eingetreten. Da Noser und Vogt mit Bastien Girod noch ein grüner Kandidat im Nacken
sass, wäre ein Rückzug einer der beiden aus bürgerlicher Sicht durchaus sinnvoll
gewesen. Beide Parteien hielten aber – im Gegensatz zu den Mitteparteien – an ihren
Kandidaturen fest. So kam es im zweiten Wahlgang zum Dreikampf zwischen Ruedi
Noser, Hans-Ueli Vogt und Bastien Girod. Bei der FDP war man verständlicherweise
nicht glücklich über das Festhalten der SVP an Vogt. Bei der Volkspartei liess man aber
verlauten, dass man sich nicht für die FDP verantwortlich sehe. Laut SVP-Präsident
Alfred Heer war dies auch die Konsequenz der freisinnigen Absage an die SVP bezüglich
einer Listenverbindung für die Nationalratswahlen. Immerhin machte die SVP der FDP
noch das überkantonale Angebot, Vogt zurückzuziehen, falls der Aargauer FDP-Kandidat
Philipp Müller seinerseits zu Gunsten von SVP-Mann Hansjörg Knecht verzichten würde.
Dieses Angebot wurde von der FDP aber ausgeschlagen. Beruhigt haben dürfte die
Liberalen eine Nachwahlbefragung der Forschungsstelle sotomo, welche die
Sympathien der Wähler im zweiten Wahlgang klar auf Seiten Nosers fand. Das Forum
Zürich – ein Zusammenschluss Zürcher Wirtschaftsverbände – gab nach Stimmfreigabe
im ersten Durchgang nun ebenfalls die Unterstützung für Ruedi Noser bekannt.
Gleichzeitig machten die Verbände ihrem Ärger über die fehlende Einigkeit im
bürgerlichen Lager Luft. Auf die Seite des FDP-Kandidaten schlugen sich auch alle
bürgerlichen Mitteparteien – mit Ausnahme der GLP, welche Stimmfreigabe beschloss.
Die SP stellte sich hingegen erwartungsgemäss hinter Girod. Doch auch bei den
Sozialdemokraten gab es einzelne Exponenten wie etwa Elmar Ledergerber, Markus
Notter oder Mario Fehr, welche sich für Ruedi Noser aussprachen ohne zu verhehlen,
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dass damit Vogts Wahlchancen minimiert werden sollten.
Den vielen Spekulationen wurde am 22. November mit dem Sieg von Ruedi Noser im
zweiten Wahlgang ein Ende gesetzt. Der FDP-Kandidat überflügelte seine Konkurrenten
mit 150'548 Stimmen deutlich. Das zweitbeste Resultat erzielte nicht etwa Vogt,
sondern Bastien Girod mit 106'946 Stimmen. Hans-Ueli Vogt hingegen vereinte im
zweiten Durchgang nur noch 74'758 Stimmen auf sich. Das Resultat verdeutlichte, dass
die Wahlchancen von Vogt wohl kaum realistisch gewesen waren. Gleichzeitig war aber
auch Girod weit davon entfernt geblieben, Ruedi Noser ernsthaft gefährlich zu werden.
Somit teilen sich die Freisinnigen und die Sozialdemokraten erstmals seit den 1950er-
Jahren wieder die Standesstimme des Kantons Zürich. Die spannende Ausgangslage
hatte im ersten Wahlgang (45.8%) deutlich stärker mobilisiert als im zweiten (38.7%). 9

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Den seit einiger Zeit anhaltenden Abwärtstrend bei den kantonalen Wahlen vermochte
die SP im Berichtsjahr ein wenig aufzuhalten. Zwar mussten die Sozialdemokraten in
drei Kantonen insgesamt sechs Sitzverluste hinnehmen, sie konnten aber bei den
Gesamterneuerungswahlen in drei anderen Kantonen um acht Sitze zulegen (im Kanton
Appenzell Innerrhoden trat die SP nicht an): Ein Sitzgewinn konnte im Kanton Appenzell
Ausserrhoden verbucht werden. Die SP hielt hier neu fünf Mandate und verteidigte
ihren Regierungssitz. Die grössten Erfolge konnte die SP im Kanton Freiburg feiern, wo
der Schwung der herbstlichen Nationalratswahlen für die Mitte November
stattfindenden kantonalen Gesamterneuerungswahlen mitgenommen werden konnte.
Gleich vier zusätzliche Sitze konnten die Freiburger Genossen für sich beanspruchen.
Mit neu 29 Mandaten und 24,3% Wähleranteil war man der CVP, die knapp stärkste
Fraktion blieb, auf den Fersen. Im Staatsrat, der kantonalen Exekutive, konnte die SP
ihren Sitz verteidigen. Zudem verhalf man den Grünen mit einer Listenverbindung zu
einem Regierungssitz. Drei Parlamentssitze mehr durfte die SP auch im Kanton Luzern
ihr eigen nennen, wovon einer von den Juso erobert wurde. Neu wussten die Luzerner
Sozialdemokraten 11% der Wählerschaft hinter sich, die sie mit neu 16 Sitzen vertraten.
Zudem konnte die Luzerner SP auch ihren Regierungssitz halten. Je einen Sitz verlor die
SP in den Kantonen Basel-Landschaft und Zürich. Im Kanton Basel-Landschaft
bedeuteten der Sitzverlust und der Verlust von einem Prozentpunkt bzw. die
verbleibenden 22% Wählerstimmenanteil, dass die SP als stärkste Landratsfraktion von
der SVP abgelöst wurde. Zwar konnte der einzige Regierungssitz im Regierungsrat
gehalten werden, die anvisierte Eroberung eines zweiten Sitzes scheiterte aber
deutlich. In Zürich verloren die Sozialdemokraten zwar nur 0,2 Prozentpunkte an
Wählerstimmen (neu: 9,3%), dies war aber gleichwohl mit einem Sitzverlust verbunden
(neu: 35 Sitze). Als Erfolg konnte man allerdings die Verteidigung der beiden
Regierungssitze feiern, wobei der neu antretende Mario Fehr mit dem deutlich besten
Resultat gewählt wurde. Federn lassen mussten die Genossen im Tessin, wo sie auf
Kosten der Grünen und der kommunistischen Partei insgesamt vier Sitze verloren. Die
Einbusse von 3,9 Prozentpunkten (neu: 15,1% Wähleranteil) bedeutete, dass die SP von
der wiedererstarkten Lega überholt wurde und kantonsweit nur noch viertstärkste Kraft
war. Allerdings konnte der Regierungssitz auch in der Südschweiz mit dem neu
antretenden Manuele Bertoli verteidigt werden.
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